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DEUTSCHLAND / ARTIKEL MIT ARBEITSBOGEN

Die Betriebskostenpauschale soll steigen:
Vertragsklausel, Erklärung und Rückwirkung
getrennt prüfen
Bei einer deutschen Betriebskostenpauschale gelten andere Änderungsregeln als bei
Vorauszahlungen. Erhöhungsklausel, Erläuterung und möglichen Beginn getrennt prüfen.

Recherche und Quellenstand: 17.10.2026.

Titelmotiv: KI-generiertes Symbolbild. Kein konkretes Immobilienangebot.

Leserfrage: Ab wann kann eine verlangte höhere Betriebskostenpauschale geschuldet sein, und wann genügt eine
bloße neue Monatszahl nicht?

Dein deutscher Mietvertrag nennt eine Betriebskostenpauschale. Nun fordert die Vermietung einen höheren
Monatsbetrag und zugleich Geld für zurückliegende Monate. Für eine echte Pauschale ist die Prüfung nach §560
Absatz 1 bis 3 BGB erforderlich. Die Regel für Vorauszahlungen nach einer Jahresabrechnung beantwortet diese
Frage nicht. [BGB560]

Zuerst den Vertragstyp sichern
Lege die vollständige Kostenklausel bereit. Ist tatsächlich eine Pauschale vereinbart oder eine monatliche
Vorauszahlung mit Abrechnung? Sind einzelne Kosten anders geregelt? Die Bezeichnung auf einem Dauerauftrag
kann den Vertragsinhalt nicht ersetzen.

Dieser Beitrag setzt eine wirksam vereinbarte Betriebskostenpauschale voraus. Er beurteilt nicht, ob eine
besondere Kostenart zwingend gesondert abgerechnet werden muss oder ob eine unklare Vertragsklausel
überhaupt wirksam ist. Solche Vorfragen gehören vor eine fertige Betragsentscheidung.

Drei Angaben aus der Erklärung herausarbeiten
§560 erlaubt eine anteilige Umlage gestiegener Betriebskosten bei entsprechender vertraglicher Vereinbarung. Die
Erklärung benötigt Textform sowie Bezeichnung und Erläuterung des Umlagegrunds. [BGB560]
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Prüfe deshalb getrennt die Erhöhungsklausel, den konkret benannten Kostenanstieg und den nachvollziehbaren
Anteil für deine Wohnung. Eine neue Zahl mit der Überschrift „alles teurer“ beantwortet diese Punkte noch nicht.
Bewahre die Erklärung vollständig auf und notiere ihr Zugangsdatum. Bei unklarer Berechnung verlangst du die
fehlende Erläuterung konkret, statt nur allgemein „Widerspruch“ in den Betreff zu schreiben.

Regelbeginn und Rückwirkung auseinanderhalten
Grundsätzlich nennt Absatz 2 den Beginn des auf die Erklärung folgenden übernächsten Monats. Bei tatsächlich
rückwirkend gestiegenen Betriebskosten enthält die Norm einen besonderen Rückwirkungsweg: höchstens bis zum
Beginn des vorausgehenden Kalenderjahrs und nur bei Erklärung innerhalb von drei Monaten nach Kenntnis der
Erhöhung. [BGB560]

Für eine behauptete Rückwirkung brauchst du daher zusätzliche Daten: Wann erhöhten sich die Kosten, wann
erfuhr die Vermietung davon und wann erfolgte die Erklärung? Das Rechnungsdatum allein muss nicht jede dieser
Fragen beantworten. Eine beliebige über Jahre liegengebliebene Differenz wird durch das Wort „rückwirkend“
nicht automatisch zu einer geschuldeten Pauschalenerhöhung.

Fiktiver Zeitplan mit offener Rückwirkungsfrage
Ein Erhöhungsschreiben geht im Oktober 2026 zu. Für die gewöhnliche Erhöhung wird bei im Übrigen erfüllten
Voraussetzungen Dezember 2026 als Beginn eingeordnet. Zusätzlich verlangt das Schreiben Differenzen seit Juli.
[BGB560]

Die Mietpartei behandelt diese zweite Forderung als eigenen Prüfungspunkt. Sie fragt nach dem behaupteten
rückwirkenden Kostenanstieg und der Kenntnis der Vermietung. Erst mit diesen Angaben kann die besondere Regel
geprüft werden. Die Daten sind erfunden; der Fall bestätigt weder die Höhe noch die Wirksamkeit einer
bestimmten Erklärung.

Sinkende Kosten und Wirtschaftlichkeit mitdenken
Absatz 3 verpflichtet bei ermäßigten Betriebskosten zur entsprechenden Herabsetzung der Pauschale vom
Ermäßigungszeitpunkt und zur unverzüglichen Mitteilung. Auch der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und der
Schutz vor nachteiligen Abweichungen stehen in §560. [BGB560] Eine einmal vereinbarte Anpassungsmöglichkeit
ist somit kein Freibrief für jede neue Ausgabe.

Stelle die verlangte Änderung in einer Monatsübersicht dar: bisheriger Betrag, behaupteter neuer Betrag, geprüfter
Beginn und gesondert offene Rückwirkung. So bleibt die unstreitige laufende Zahlung erkennbar, während die
streitige Änderung fachlich geklärt wird. Über einen eigenmächtigen vollständigen Zahlungsstopp entscheidet diese
Übersicht nicht.
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DEIN ARBEITSBOGEN

Aus dem Lesen wird ein nächster Schritt
Für den eigenen Fall ausfüllen. Die Felder strukturieren deine Vorbereitung; sie bestätigen keine
rechtliche, technische oder finanzielle Prüfung.

01 / Kostenklausel im Vertrag

Ist eine Pauschale oder eine Vorauszahlung vereinbart? Gibt es eine Erhöhungsklausel? Wortlaut und Fundstelle.

02 / Eingang der Erklärung

Wann und in welcher Form ist die Erhöhungserklärung bei dir eingegangen?

03 / Bisherige und neue Pauschale

Wie hoch ist die Pauschale bisher, und welchen neuen Monatsbetrag verlangt die Vermietung?

04 / Genannter Kostenanstieg

Welche Kosten sind laut Erklärung gestiegen, und wie wird dein Anteil berechnet?

05 / Verlangte Nachzahlung

Welche zurückliegenden Monate und Beträge werden zusätzlich verlangt?

06 / Angaben zur Rückwirkung

Wann stiegen die Kosten laut Vermietung, und wann hat sie davon erfahren?

07 / Deine Rückfrage

Welche fehlenden Erläuterungen hast du wann angefordert, und was kam zurück?

08 / Nächster Schritt

Bei welcher Beratung lässt du Beginn und Nachforderung prüfen, und wann?
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QUELLEN UND GRENZEN

Nachlesen und richtig einordnen
[BGB560] BGB § 560
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